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Damit Unternehmen Menschenrechte und Umweltstandards auch im 
Ausland achten und die Rechte von Betroffenen wirksam geschützt werden, 
braucht es verbindliche Regeln. Dass diese hart erkämpft werden müssen,

zeigen die Verfahren zu nationalen Lieferkettengesetzen. 
Der seit 2014 laufende Prozess über ein UN-Abkommen zu Wirtschaft und 

Menschenrechten (UN-Treaty) bringt das Thema auf die globale Ebene: 
Der Treaty würde alle Vertragsstaaten zur Schaffung verbindlicher Regeln 

für Unternehmen verpflichten und den Zugang zu Recht für Betroffene 
über Grenzen hinweg stärken. Doch die Verhandlungen dazu stocken, 

weil Länder des Globalen Nordens nicht mitziehen.
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WIR TRETEN DAFÜR EIN, DASS...

das Abkommen Staaten vorschreibt, 
Unternehmen durch Gesetze zur Achtung von 
Menschenrechten und Umweltstandards zu 
verpflichten, auch mit Blick auf Auslandsgeschäfte, 
Tochterunternehmen und Lieferketten. 

das Abkommen regelt, dass Betroffene im 
Schadensfall ihre Rechte einklagen können, 
auch im Herkunftsstaat eines Unternehmens.

das Abkommen einen Prozess zur Schaffung 
eines internationalen Gerichtshofs 
für Menschenrechte anstößt.

die Staaten sich einigen, wie sie in 
grenzüberschreitenden Fällen zusammenarbeiten, 
um Unternehmen zur Verantwortung zu ziehen.

die Staaten sich darauf festlegen, dass Pflichten 
aus UN-Menschenrechtsabkommen Vorrang 
vor den Pflichten in gemeinsamen Handels- 
und Investitionsschutzabkommen haben. 

ein unabhängiger Expert*innenausschuss die 
Umsetzung des Abkommens überwacht.

WWW.GLOBALPOLICY.ORG/DE/UN-TREATY

DAS KANNST DU TUN:

Informiere Dich! Unter dem Hastag #BindingTreaty  
sowie auf www.cora-netz.de/treaty und 
www.globalpolicy.org/de/un-treaty findest Du 
aktuelle Meldungen zum Thema. Teile Sharepics 
und Botschaften für ein starkes Abkommen 
in sozialen Medien. Markiere dabei wichtige 
europäische Akteure (@eu_eeas, @EU_Justice) 
auf Twitter.  

Schaffe mit öffentlichen Veranstaltungen, 
Aktionen und Medienbeiträgen Bewusstsein 
für Menschenrechtsverletzungen durch 
Unternehmen weltweit und weise 
dabei auf den Treaty-Prozess hin. 

Sprich Bundestags- und Europaabgeordnete 
auf den Treaty-Prozess an und fordere, dass 
die Bundesregierung und EU sich konstruktiv 
für einen starken UN-Treaty einsetzen.  

Bitte kommunale Entscheidungsträger*innen, sich 
dem internationalen Aufruf von Kommunen zum 
Thema (tinyurl.com/treatyun) anzuschließen.

Worum geht es beim UN-Abkommen 
für Wirtschaft und Menschenrechte? 

Menschenrechtsverletzungen stellen im globalen Wirtschafts-
system keine Ausnahme dar, im Gegenteil: Unternehmensgewinne 
speisen sich systematisch aus menschenunwürdigen Arbeitsbedin-
gungen und niedrigen Umweltstandards. Wenn Unternehmen im 
Ausland die Rechte von Arbeiter*innen verletzen, die lokale Bevöl-
kerung von ihrem Land vertreiben oder Schäden für Umwelt und 
Gesundheit verursachen, bleibt das für sie häufig ohne Folgen. 
Betroffene finden weder vor Ort noch in den Heimatländern der 
Unternehmen Rechtsschutz. 

Um dem entgegenzuwirken, konnten sich die Mitgliedsstaaten der 
Vereinten Nationen 2011 zunächst nur auf einen Empfehlungska-
talog einigen: die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte. Mit dem UN-Treaty soll nun ein internationales Abkommen 
erarbeitet werden, das für die Vertragsparteien verbindlich ist und 
diese verpflichtet, klare Regeln für Unternehmen zu schaffen und 
den Betroffenen Klagemöglichkeiten zu eröffnen. Viele Länder 
des Globalen Südens, deren Bevölkerung z.B. bei Rohstoffa-
bbau oder Landnahme immer wieder die Folgen rücksichtslosen 
Handels transnationaler Unternehmen erfährt, setzen sich für das 
Abkommen ein. 

Gemeinsame Regeln auf internationaler Ebene

In einigen Ländern haben Regierungen auf Druck der Zivilge-
sellschaft mit Lieferkettengesetzen bereits Regeln für Unter-
nehmen geschaffen. Zum Teil beziehen sie sich nur auf Teilaspekte 
(z.B. Kinderarbeit in den Niederlanden), gelten nur für bestimmte 
Unternehmen (in Frankreich z.B. nur für sehr große Firmen ab 
5000 Mitarbeitenden) oder haben Schwächen in ihrer Durchset-
zung (im deutschen Lieferkettengesetz fehlt z. B. eine zivilrecht-
liche Haftungsregelung). Es wäre dringend notwendig, auf interna-
tionaler Ebene Standards zu setzen. Diese könnten klarstellen, wozu 
Unternehmen verpflichtet werden und wie Betroffene Zugang zu 
Recht erlangen. Das schafft ein level playing field für Unternehmen, 
weil auch die Konkurrenz im Ausland zum Handeln verpflichtet ist. 
Die Europäische Kommission hat im Februar 2022 einen Entwurf für 
ein EU-weites Lieferkettengesetz vorgelegt. Für den internationalen 
Prozess zum UN-Treaty hat sie bislang aber noch kein Verhand-
lungsmandat beschlossen.

Was bisher geschah und wie es weitergeht …

Auf Initiative von Ecuador und Südafrika sprach sich der UN-Men-
schenrechtsrat 2014 mehrheitlich für ein Menschenrechtsab-
kommen zur Regulierung von Wirtschaftsaktivitäten aus. Bereits 
sechs Verhandlungsrunden fanden seitdem statt. Ein mehrfach 
überarbeiteter Vertragsentwurf findet in vielen Punkten Zuspruch 
bei internationalen Menschenrechtsexpert*innen. Doch das Voran-
kommen des Prozesses stockt aufgrund mangelnder Unterstützung 
durch die Industrienationen. Der Prozess muss dringend sichtbarer 
werden. Auch muss mehr Druck auf die Bundesregierung und die 
EU ausgeübt werden, damit diese sich nicht mehr zurücklehnen, 
sondern endlich aktiv und unterstützend an den Verhandlungen teil-
nehmen. Dies würde auch für andere Industrienationen ein klares 
Zeichen sein und für Zugkraft sorgen.
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